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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Im Gegensatz zur SP, welche der Ansicht ist, die Grundversicherung sei so
auszugestalten, dass niemand für seine optimale Gesundheitsversorgung zusätzliche
Leistungen braucht, verlangte die FDP in einem Positionspapier, es sei in erster Linie
der Grundsatz der Eigenverantwortung im Gesundheitswesen zu stärken. Der nach wie
vor über Kopfprämien zu finanzierende Leistungskatalog der Grundversicherung –
heute eine „Luxuslösung“, wie Nationalrätin Heberlein (ZH) meinte – habe nur das
Notwendigste zu decken; alles, was zum „Wunschbedarf“ gehört (beispielsweise die
Komplementärmedizin), sei zusätzlich privat zu versichern; ein gezielter Verzicht auf
staatliche Eingriffe, Preiskontrollen und Tarife soll dazu beitragen, das Übermass an
Leistungen (insbesondere auch im Spitex-Bereich) zu Lasten der Krankenversicherung
einzudämmen. Gemäss FDP sollen die Spitalsubventionen abgeschafft und die
freiwerdenden Gelder zur Prämienverbilligung oder zur direkten Beteiligung an den
Behandlungskosten der Grundversicherung verwendet werden. Der Vertragszwang
zwischen Versicherern und Leistungserbringern wäre aufzulösen. 1

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 17.07.1999
MARIANNE BENTELI

1) Presse vom 17.7.99; SoZ, 18.7.99; NZZ, 31.8.99; LT, 8.4.99
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